
Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Zuhörerinnen und

Zuhörer hier heute im Plenarsaal, wir sprechen über das Hochschulzulassungsgesetz und offen-

kundig nahezu am Ende der Debatte zu diesem darf auch ich nun etwas zu unseren Anträgen sa-

gen, die wir zum Gesetz gestellt haben. Denn, Frau Hitzing, das ist Demokratie. Sie haben gesagt,

Sie wünschen sich keinen Protest. Das muss man aushalten, dass es auch Protest gegen ein Ge-

setzesvorhaben gibt, wenn dieses jedenfalls nicht von allen Fraktionen geteilt wird.

(Beifall DIE LINKE)

Ich sage auch in aller Deutlichkeit, ich meine, dass es Protest zu Gesetzen nicht nur im Plenum

geben kann, sondern durchaus auch auf der Straße von denjenigen, die von entsprechenden Ge-

setzen betroffen sind.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Danke für diese Belehrung.)

Und dass die Studierenden immer wieder auf die Straße gehen, hat ja durchaus Ursachen und ich

glaube, dass wir mit diesem Hochschulzulassungsgesetz erneut Ursachen für Proteste schaffen

werden. Ich will das natürlich mit meinen Ausführungen auch begründen.

Wir als Fraktion werden den Gesetzentwurf ablehnen, wenn Sie nicht unserem Entschließungsan-

trag zustimmen. Ich werde gleich im Einzelnen auf die einzelnen Punkte zu dem eingehen. Wir

meinen, dass der Gesetzentwurf aus rechtlicher Sicht fehlerhaft ist. Wir haben immer wieder deut-

lich gemacht, dass wir Zulassungsbeschränkungen für Masterstudiengänge ablehnen und das

auch insbesondere angesichts der Debatte rund um den Fachkräftemangel, den wir jetzt schon

verzeichnen. Drittens meinen wir, der Gesetzentwurf ist inkonsequent beim Dialogorientierten Ser-

viceverfahren der Stiftung für Hochschulzulassung. Mir geht es da ähnlich wie Frau Hennig, da wir

die Arbeit der Stiftung oder diese Stiftung insgesamt durchaus kritisch sehen. Aber wenn es schon

so eine Stiftung gibt und sich Hochschulen am Serviceverfahren beteiligen sollen oder können,

meinen wir, dass diese Leistung nur greifen kann, wenn sich tatsächlich alle daran beteiligen. An-

sonsten haben wir ein ausgesprochen lückenhaftes Angebot und das halten wir für nicht beson-

ders zielführend.

Wir haben zum Gesetzentwurf einen Entschließungsantrag formuliert und entsprechende Ände-

rungsanträge eingebracht. Ich will aber zunächst, Herr Dr. Voigt, ergänzen, was Sie vorhin begon-

nen haben. Sie haben interessanterweise genau eine Stellungnahme zum Gesetzesvorhaben zi-

tiert. Ich werde Ihnen jetzt kurz sechs Stellungnahmen zitieren, zumindest die Hauptpunkte, die

uns zu unserem Entschließungsantrag gebracht haben, denn, auch das ist eine gute demokrati-

sche Gepflogenheit. Wir lassen Anhörungen nicht nur stattfinden, weil sie im Verfahren zu einem

Gesetzesvorhaben so vorgesehen sind, sondern weil wir uns von diesen Anhörungen durchaus

auch Anregungen versprechen, die wir ernst nehmen, und die wir auch in die parlamentarische Ar-

beit einfließen lassen wollen. Weil wir immer wieder auch von Anzuhörenden gehört haben, dass

sie gar nicht wissen, was mit ihren Anhörungen oder mit den Punkten, die sie uns zu bedenken ge-
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ben, überhaupt passiert, glaube ich, dass es auch gut ist, zu benennen, welche Punkte uns dazu

gebracht haben, unsere Anträge entsprechend zu informieren.

Lassen Sie mich also aus sechs Stellungnahmen der Anzuhörenden kurz vortragen, was die

Hauptkritikpunkte waren. Da ist zum einen die Stellungnahme des Deutschen Hochschulverban-

des, hier geht es um die Zulassungsbeschränkung. Da sagt der Deutsche Hochschulverband näm-

lich, was die Ermöglichung von Zulassungsbeschränkungen für Masterstudiengänge anbelangt, er

lehnt das damit gesetzte hochschulpolitische Signal ausdrücklich ab, Herr Dr. Voigt. Nicht die flä-

chendeckende Einführung eines NC wird in Zukunft zu einem qualitativ besseren Lehrangebot füh-

ren können, gibt der Deutsche Hochschulverband zu bedenken, sondern lediglich die Bereitstel-

lung zusätzlicher Mittel für die Lehre. Um das Regel-Ausnahme-Verhältnis von Bachelor und Ma-

ster umzukehren, müssen deshalb zusätzliche Lehrkapazitäten geschaffen werden. Genau diesen

Punkt hatten wir eben schon in mehreren Beiträgen gehört. Nicht mehr nur 20 bis 30 Prozent der

Studierenden müssen mit dem Master abschließen können und dürfen, sondern 70 bis 80 Prozent

und jetzt kommt der wichtige Satz: Hierfür bedürfe es eines weiteren Ausbaus der Masterstudien-

plätze. Insofern weist der Gesetzentwurf in die falsche Richtung. Der Deutsche Hochschulverband

vom Deutschen Studentenwerk hat sich wie folgt geäußert: Die Regelungen passen aus Sicht des

Studentenwerks nicht auf Masterstudiengänge. Zudem spricht sich das Deutsche Studentenwerk

für eine breite Durchlässigkeit vom Bachelor zum Master aus.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch hier muss es also eine Änderung geben. Lassen Sie mich zitieren den DGB Thüringen. Der

DGB Thüringen lehnt die Einführung von Zulassungsbeschränkungen für konsekutive, postgradua-

le und weiterbildende Studiengänge ab. Vor allem gilt für den DGB der Grundsatz, dass jede bzw.

jeder Anspruch auf einen Masterstudienplatz haben muss.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ähnlich die GEW Thüringen, die sagen, den § 7 a lehnen wir ab. Die GEW tritt dafür ein, dass je-

der Bachelorabsolvent ein Masterstudium aufnehmen kann, wenn er oder sie das wünscht. „Aus

unserer Sicht“, so die GEW, „ist § 7 a ein Einfallstor dafür, zukünftig die immer wieder diskutierten

Übergangsquoten vom Bachelor- und Masterstudium durchzusetzen.“ Der Bedarf an hochqualifi-

zierten Hochschulabsolventinnen wächst stetig, das habe ich auch schon ausgeführt. In welchem

Ausmaß Studienabgängerinnen einen Einstieg in das Berufsleben bereits nach dem Bachelorstudi-

um für sich als attraktive Option wählen oder den Masterabschluss als notwendig für die ge-

wünschte Berufsperspektive erachten, muss ihnen überlassen bleiben. Das ist die gern zitierte Be-

rufswahlfreiheit. Zulassungsbeschränkungen, so die GEW, sind das falsche Signal.

Eine fünfte Stellungnahme will ich zitieren: In der Stellungnahme vom Freien Zusammenschluss

der Studentenschaften heißt es: „Nach Ansicht des Zusammenschlusses der Studentinnenschaf-

ten darf die Wahl zwischen der Aufnahme eines Masterstudiums und dem direkten Einstieg in den

Beruf nicht von der Verfügbarkeit von Masterstudienplätzen abhängen, sondern muss nach Ab-

schluss eines Bachelorstudiums freigestellt werden.“
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Die sechste Stellungnahme, die ich zitieren möchte, kommt von der Konferenz der Thüringer Stu-

dierendenschaften. Die sagen: „Die Verbesserung der Qualität der Lehre ist eines der wichtigsten

Bildungsziele. Es kann jedoch nicht erreicht werden, indem der Masterzugang für Studierende be-

grenzt wird und an den Kapazitäten vorbei Mittel eingesetzt werden. Die Begrenzung von Studien-

plätzen stellt nach wie vor einen erheblichen Eingriff in die persönliche Berufswahl von jungen

Menschen dar. Der Gesetzentwurf ist abzulehnen, da die Kosten unrealistisch abgeschätzt wur-

den.“ Insofern haben wir also diese Stellungnahmen durchaus sehr ernst genommen und haben

einen entsprechenden Entschließungsantrag formuliert. Frau Hennig hatte für ihre Fraktion auch

Unterstützung signalisiert, das freut uns natürlich.

Ich will Ihnen kurz sagen, was in unserem Entschließungsantrag steht und hoffe natürlich noch

mehr Zustimmung generieren zu können. Um den freien Zugang zum Masterstudium nämlich zu

garantieren, wollen wir im Hochschulzulassungsgesetz entsprechende Regelungen schaffen, die

einen freien Zugang auch tatsächlich gewährleisten, und wir wollen auch, dass die Landesregie-

rung sich dafür einsetzt, dass Bund und Länder ein gemeinsames Programm - wir hatten gestern

schon mal das Thema der Notwendigkeit, der guten Zusammenarbeit aller Ebenen - zum bedarfs-

gerechten Ausbau zusätzlicher Masterstudienplätze initiieren. Außerdem streben wir eine bundes-

gesetzliche Regelung der Hochschulzulassung zum Masterstudium an, damit der bundesweite

Rechtsanspruch von Bachelorabsolventinnen und -absolventen auf freien Masterzugang und der

Verzicht auf besondere Zugangs- und Zulassungsvoraussetzungen auch gesetzlich geregelt wird.

Empirische Studien zeigen zudem, dass ein Großteil der Studierenden einen Masterabschluss an-

strebt - und ich finde, das ist sehr ernst zu nehmen -, da sich viele nach dem Bachelorabschluss

nicht ausreichend qualifiziert fühlen. Viele Unternehmen signalisieren dies ebenfalls, entweder da-

durch, dass sie Bachelorabsolventinnen oder -absolventen gar nicht einstellen oder aber mit deut-

lich niedrigeren Einstiegsgehältern arbeiten, was den Bachelorabschluss mitnichten attraktiv

macht.

Wir meinen, die Wahl zwischen der Aufnahme eines Masterstudiums und dem direkten Einstieg in

den Beruf darf nicht von der Verfügbarkeit der Masterstudienplätze abhängen, sondern muss tat-

sächlich frei zur Entscheidung stehen. Das braucht natürlich die richtigen Rahmenbedingungen

und den bedarfsgerechten entsprechenden Ausbau der Masterstudienplätze an allen Hochschulen

gerade in einem Land wie Thüringen, was Bildungsland Nummer 1 werden will oder sein will, wie

es jedenfalls Sie, Herr Minister Matschie, auch immer wieder gern betonen. Außerdem verfügt der

Bund verfassungsrechtlich über die Kompetenz zur Regelung der Hochschulzulassungen im enge-

ren Sinn und über die Kompetenz zur Regelung des Zugangs zum Masterstudium.

Uns geht es, das habe ich eben schon einmal gesagt, um eine bundesweit einheitliche Regelung

für einen freien Zugang zum Master, auch um eine Benachteiligung einzelner Bundesländer zu

verhindern. Wie ich eben schon aus sechs Stellungnahmen vortragen konnte, hat uns die Anhö-

rung in unserer Position jedenfalls vielfach bestärkt.

Noch ganz kurz zu unseren Änderungsanträgen. Wir schlagen also vor, den § 7 a - das ist der, der

die Regelung zur Zulassungsbeschränkung aufgreift - streichen zu wollen. Wir wollen zum Zweiten

eine Konkretisierung in Artikel 1 Nr. 1, dass es sich hier um die Mittel des Bundes handelt, die
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nicht in die Kapazitätsberechnung einfließen werden. Der verwendete Begriff „staatliche Mittel“ ist

hier aus unserer Sicht nicht zutreffend, denn dies beinhaltet auch Landesmittel. Und der dritte Än-

derungsantrag: Wir wollen, dass sich alle Hochschulen am dialogorientierten Serviceverfahren be-

teiligen und haben daher aus der bisherigen vorgesehenen Kannregelung eine verbindliche Rege-

lung gemacht.

Ich will noch darauf hinweisen, dass Sie uns ja auch in der Ausschuss-Sitzung mitgeteilt haben,

dass in den Ziel- und Leistungsvereinbarungen eine entsprechende Verbindlichkeit geschaffen

werden soll. Da frage ich mich allerdings, wenn das angedacht ist, warum macht man das nicht

auch gleich im Gesetz. Das wäre eine klare Vorgabe. Damit ist das Gesetzesvorhaben aus unse-

rer Sicht inkonsequent und können wir dem Gesetz auch nicht zustimmen. Vielen herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Fraktion DIE LINKE hat sich Frau Abgeordnete Hennig noch einmal zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Hennig, DIE LINKE:

Werte Frau Präsidentin, werte Abgeordneten, das, was wir hier erleben, ist gerade die Konterkarie-

rung sämtlicher Sonntagsdebatten zur Bildung.

(Beifall DIE LINKE)

Ja. Das was Dr. Mario Voigt, die FDP-Fraktion, aber auch die SPD-Fraktion hier abliefern, ist

nichts anderes als zu sagen: Wir haben einfach kein Geld für die Bildung, deswegen müssen wir

die Zulassung beschränken, weil - Entschuldigung - Zulassung ist auch der Zugang zur Bildung.

Sie ignorieren dabei wirklich grundsätzlich, wie Studierende überhaupt zu einem Abschluss kom-

men, welche Studierenden einen Abschluss erreichen, welche sozialen Hürden bis dahin über-

haupt erst einmal hingelegt werden mussten, denn mit diesem NC - das prophezeie ich Ihnen jetzt

schon - werden Sie soziale Gerechtigkeit im Bildungsbereich wieder ein Stück nach hinten schie-

ben.

(Beifall DIE LINKE)

Wir haben seit Jahren eine Unterfinanzierung der Hochschulen zu beklagen. Das beste Beispiel im

Moment die FH Erfurt, aus welchen Gründen, das sei jetzt dahingestellt, auch das haben wir im

Bildungsausschuss schon diskutiert. Fakt ist aber eines, die Hochschule hat kein Geld, da werden

wir uns sicherlich einig sein. Studiengänge werden geschlossen bzw. nicht eingerichtet. Es wird

kein Material ausgegeben, studentische Hilfskräfte nicht bezahlt. Umkehrschluss: Studieren an der

FH Erfurt ist in einigen Studiengängen gerade äußerst schwierig. Ich weiß auch nicht, was wir in

den letzten Jahren gemacht haben. Vor Bologna war es üblich, dass jeder Studierende, der ein

Studium angefangen hat, wenigstens sich auf viereinhalb bis fünf Jahre Studium eingerichtet hat.

Mit dem Bachelor haben wir es ja schon geschafft, ein Großteil der Studierenden einfach nur

drei Jahre studieren zu lassen und damit eine Menge Geld zu sparen. Jetzt wird der Masterstu-

diengang oder der Zugang zum Master beschränkt. Sie haben es ja selbst gesagt im Bildungsaus-
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